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der Abgeordneten 

und Genossen 

XLV. GcsdzgebuHssperiode 

A n f r c: g e 

Mag. ·HtJCHTL 

an den Bundesministel~ für Unterricht und Kunst 

betreffend rechtliche Situation hinsichtlich einer Ver­

pflichtung zur Teilnahme an Schutversuchen 

In den Juristischen Blattern., Jg. 98., Heft 17/18., Seite 473 ff. 

stellt Ministerialoberkommisaar Dr. Z~izinge~., Wien., zur 

Frage "Schulversuche und Elternrecht - Besteht eine Ver­

pfZichtung zur Teilnahme an SahuZversuchen?" fesi : 

" . . ~-;-E'tr-liegt auf der Hand., daß Schulversuche., wie jedes 

Experiment., mit der Gefahr dea Mißlingens behaftet sind., 

demnach fü~ die an ihnen teilnehmenden Schüler manchen., 

unter Umstanden. gl~avierenden Nachteil. mit sich bringenkörtnen. 

Dies wird vielfach dann der Fall. sein., wenn sich der SchuZver­

such in seiner organisatorischen ode~padagogischen Ausge: 

staltung ey'hebZich vonder RegeZschule unterscheidet., 

und aufgrund dessen etwa Schwierigkeiten beim tJbertritt in 

eine "normale" Schule auftreten können oder der Versuchs­

schüle~ infolge abweichender Leistungsbeurteilung in An­

sehung der Berechtigungen leicht schlechter gestel Zt sein 

kann als d~r Besucher e~ner Regelschule. 

Derartige Experimente gehen eindeutig auf Kosten der SchüZer 

und überschreiten damit die Grenze des Zumutbaren. Sie 

erfordern ein Tatiowerden des Gesetzgebers zum Schutze der vo~ 

Schulversuchen betrOffenen Schüler. 
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Neben anderen Sicherungen 'bedarf es einer Regelung dahingehend, 

daß die Teilnahme an Schulversuchen (der Besuch von Versuchs-

schulen) FREIWILLIG ist, somit der Zustimmung der Eltern 

(bei VoZljahrigkeit der SchUler, deren Zustimmung) bedarf. 

Sofern der Staat im Interesse der AlZgemeinheit von der Dring­

lichkeit experimenteller Maßnahmen überzeugt ist und glaubt, 

schulpolitische Entscheidungen von den Ergebnissen vorangegangener 

Schulvel'suche abhängig mache,'. zu müssen, so ist er gehaZten, 

bei der Anordnung solcher schulischer Experimente das Frei7 

willigkeitsprinzip zu beachten. Damit verbleibt den Eltern 

ein ihrem aus Al ... t. 2 2. Satz des 1. ZP MRK erfließenden subjektiven 

Rechtes adäquater EntsaheidungsspieZraum. Ohne Einverständnis 

der Eltern kann kein SchUZer zur Teilnahme an Bchulische1t Ex­

perime~ten mit zum Teil ungewis~em Ausgang verpflichtet werden. 

~lird an einer bestimmten (einze Inen) Regelschule ein Schulvel"­

such eingerichtet, so dürfen demnach die diese Schule besuchenden 

Schüler an diesem nur dann teilnehmen, wenn ihre Eltern hiezu 

ihr Einverständnis erkl.ären. Jeder recht liehe oder faktische 

Zwang zur TeiZnahme an einem. Schulvel?8uoh verstößt so hin gegen 

das mit Verfassungsrang aüsgestattete Elternreaht des Art.2 

Satz 1. ZP. MRK. 11 

A.us obig angeführ'ten Gründen riahten die unterrzeiahneten Ab­

geordneten an den Herrn Bundesminister fUr Unterricht und,4unst 

folgende 

A n fra g e : 

1) Was gedenken Sie, anges-iohts der im Aufsatz angefüh'1'ten Situation 

im Be:r>eioh der Schulversuche, insbesondere zur Wahrung und Sicrzer­

~teZlung des Elternrechtes zu unternehmen? 

2) fiarum haben Sie b1.:sher n,1:cht; die erforderlichen gese"t,3lichen 

Maßnahmen, die die FreiwilZigkeit der Schulvercuche sichern soZZen~ 

angel'egt? 
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3) Wird bei der Einführung neuer Schulversuche an einer Schule 

die Zustimmung der Eltern für die Teilnahme ihrer Kinder einge­

holt? 

Wenn ja~ in welcher Form geschieht das? 

4) Gibt es SchuZen~ an denen SchuZversuche durchgefUhr~ werden 

und wo den Schü lern in.fo Zge del~ besonderen regionalen Umstände 

der Besuch einer Regelsahule nicht zugemutet werden kann? 

5) Gibt es einen fakt'ischen Zwang zum Besuch von Schu lversuchs­

schulen? 
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